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Brigitte Young 
Deutsche Vereinigung 
Der Abwicklungsskandal an den ostdeutschen Universitäten 
und seine Folgen fiir Frauen1 
Die deutsche Vereinigung bedeutete die Vernichtung des gesamten politischen und 
ökonomischen Apparates der früheren DDR und ihre institutionelle Anpassung an 
das westdeutsche Modell der »sozialen Marktwirtschaft«. Ob der Wiederaufbau 
nun als notwendiger Schritt zur Erneuerung der ostdeutschen Institutionen begrif-
fen wird2 oder ob er das Resultat eines »institutionalisierten Überheblichkeitskom-
plexes« der Westdeutschen war3, auf jeden Fall hat dieser Prozeß eine dramatische 
Veränderung mit sich gebracht. Dies wird nirgendwo deutlicher als an der Reform 
des deutschen Hochschulsystems. Der deutsche Einigungsvertrag, der am 31. Au-
gust 1990 von der DDR und der Bundesrepublik unterzeichnet wurde, legt in 
Artikel 38 fest, daß die Forschungs- und Hochschuleinrichtungen an das westdeut-
sche Hochschulmodell angepaßt werden sollen.4 Der offizielle Terminus, der im 
Einigungsvertrag zur Beschreibung des Erneuerungsprozesses an den Universitä-
ten und Forschungseinrichtungen in Ostdeutschland verwandt wurde, war der der 
»Abwicklung«, was gesetzlich soviel wie Liquidierung/Auflösung bedeutet.5 
Man hatte zwar erwartet, daß viele Wissenschaftler, die Mitglied der SED 
gewesen waren, ihre akademischen Stellen verlieren würden, aber man hatte nicht 
vorausgesehen, daß die Wissenschaftlerinnen die wirklichen »Verlierer« bei dieser 
Umstrukturierung des Universitätssystem sein würden. Die Frauen waren nicht 
nur die ersten, die im Laufe der Abwicklung ihre Stellen verloren, sie waren auch 
die letzten, die in der neuen Phase des Aufbaus des Universitätssystem in Betracht 
gezogen wurden. Ich möchte in diesem Beitrag fragen, warum die Umstrukturie-
rung unverhältnismäßig mehr Wissenschaftlerinnen als Wissenschaftler betroffen 
hat. Der Ausschluß von Frauen beim Übergang zur Marktwirtschaft beschränkt 
sich in der Tat nicht nur auf Ostdeutschland. Im früheren Ost-Mitteleuropa gibt es 
schon eine ausgiebige Literatur zum Thema »Wo sind die Frauen geblieben?«.6 
In praktisch allen früheren sozialistischen Ländern sind oder werden Frauen aus 
dem öffentlichen Bereich ausgeschlossen.7 
Die Erklärungen dafür, warum Frauen beim Übergang zur »sozialen Markt-
wirtschaft« so schlecht abgeschnitten haben, gehen sehr weit auseinander. Hin-
sichtlich Ostdeutschlands haben sich die Theorien auf soziale Bewegungen,8 pa-
triarchale Sozialisation9, politische Sozialisation10, kulturelle Verhaltensmuster11, 
Geschlechtsvorurteile in den bestehenden Institutionen im Osten12, die deutsche 
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Gesetzgebung13 und, allgemeiner, die »Kolonisierung« des Ostens mit Hilfe von 
Artikel 23 konzentriert. Für einige der Mechanismen geschlechtlicher Diskrimi-
nierung haben diese Theorien wichtige Einsichten gebracht Für sich genommen 
aber sind sie weniger hilfreich für die Beantwortung der Frage, warum der Prozeß 
des »Ausschlusses« nicht nur die Wissenschaftlerinnen im Osten, sondern auch 
im Westen getroffen hat. 
Zum Verständnis der geschlechtsspezifischen Dimension der Abwicklung 
schlage ich deshalb vor, von einer Kombination von Faktoren auszugehen. Sie 
stammen teilweise aus dem »alten« sozialistischen System und haben sich beim 
Übergang zum modernen kapitalistischen System als günstig erwiesen; teilweise 
sind es politische Strategien, die den Prozeß der Vereinigung geformt haben, und 
z.T. ist es die historische Entwicklung der deutschen Universitäten als einer 
»homosozialen« Welt mit eigenen informellen Gesetzen und Normen, einer eige-
nen Logik, einem eigenen Habitus und sogar einer eigenen Sprache: einer »ho-
mosozialen Welt« geschlechtlich gleichgesinnter Individuen, die das Ergebnis 
einer jahrhundertelangen Entwicklung ist. 
Ich gehe davon aus, daß der Ausschluß der Frauen aus dem Hochschulsystem 
Implikationen hat, die den engen Rahmen dieses Aufsatzes überschreiten. In der 
Tat geht meine Argumentation dahin, daß der Einigungsprozeß den westdeutschen 
Konservativen eine Möglichkeit gegeben hat, nicht nur die Sozialpolitik im Osten, 
sondern auch die feministischen Errungenschaften im Westen zurückzudrehen. 
Gerade wegen dieser weitreichenden Konsequenz sollte der Abwicklungsprozeß 
als ein Mikrokosmos des geschlechtsspezifischen Charakters der gesamten deut-
schen Vereinigung verstanden werden. Auf Grund der Besonderheit der Vereini-
gung könnte man diesen Prozeß auf die deutsche Situation beschränken, doch gibt 
es viele Hinweise dafür, daß, auch ohne Einigungsprozeß, Frauen in anderen 
osteuropäischen Ländern ebenfalls eine »erzwungene« Rückkehr zur Privatsphäre 
erleben. Im folgenden möchte ich zunächst den Abwicklungsprozeß und die Aus-
führungsbestimmungen erklären, wie sie im Einigungsvertrag festgelegt sind. Im 
zweiten Abschnitt möchte ich empirisch darstellen, welche Folgen die Abwicklung 
und der Prozeß der Neustrukturierung der Universitäten für das Geschlechterver-
hältnis gehabt haben. Der letzte Abschnitt stellt einen Versuch dar, das geschlechts-
spezifische Ergebnis der Abwicklung zu erklären. 
Der Prozeß der Abwicklung15 
Artikel 38 des (zweiten) Einigungsvertrages vom 3. Oktober 1990 schuf den ge-
setzlichen Rahmen für die Umstrukturierung der ehemaligen DDR-Forschungs-
und Hochschuleinrichtungen. Im Gegensatz zu der Abfassung des Vertrages fiel 
der Abwicklungsprozeß nicht in den Zuständigkeitsbereich der Bundesregierung 
in Bonn. 
Insbesondere Artikel 13 des Einigungsvertrages wies die einzelnen neuen Län-
der (Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern sowie Berlin) an, bis zum 31. Dezember 1990 entweder die gesamten 
Einrichtungen und Institutionen fortzuführen und/oder sie aufzulösen.16 Als Ant-
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wort auf diese Anordnung schlössen die Landesregierungen die gesellschafts- und 
sozialwissenschaftlichen Institute. So wurden beispielsweise an der Humboldt-
Universität in Berlin die Institute fiir Philosophie, Erziehungswissenschaften, 
Recht, Geschichte und Ökonomie »abgewickelt«.17 Indem die Landesregierungen 
auf die Gesellschafts- und Sozialwissenschaften als die ideologisch anstößigen 
Disziplinen zielten, erklärten sie die Naturwissenschaften im Grunde genommen 
zu ideologisch neutralen Wissenschaften, und somit waren diese nicht von der 
Abwicklung betroffen.18 Der Ausschluß der Naturwissenschaften aus dem Um-
strukturierungsprozeß ist deshalb besonders fragwürdig, weil die SED schon 1968 
die Institutionen der akademischen Selbstverwaltung auflöste und sie unter direk-
ter Parteikontrolle stellte. Das Ziel war, eine neue »sozialistische Persönlichkeit« 
zu kreieren.19 Diese Umgestaltung machte keinen Unterschied zwischen den Na-
tur- und den Sozialwissenschaften. So stellt sich die Frage, ob der gegenwärtige 
Prozeß der Abwicklung, der sich ja auf die Geseilschafts- und Sozial Wissenschaf-
ten konzentriert, etwa politisch motiviert ist, um die »weichen Wissenschaften« 
von jeglichen Spuren des »Sozialismus« zu befreien.20 
Der Einigungsvertrag beauftragte den Wissenschaftsrat in Bonn, die notwen-
digen Empfehlungen auszusprechen, um die aufgelösten Institute in den Geseil-
schafts- und Sozialwissenschaften neu aufzubauen und die verbliebenen Einrich-
tungen umzugestalten. Im Mai 1990 publizierte der Wissenschaftsrat seinen 
Bericht, der den neuen Ländern Richtlinien für ihre Umstrukturierungsbemühun-
gen geben sollte. Schon die angeheizte Debatte über die Frage, ob es in der 
früheren DDR die Politikwissenschaft als eigenständiges Feld gegeben hat und ob 
Wissenschaftler mit dem Schwerpunkt Marxismus/Leninismus befähigt sind, 
Politikwissenschaft zu unterrichten, zeigt, daß dieser Vorgang höchst kontrovers 
war. Während viele westliche Wissenschaftler argumentierten, daß eine Poli-
tikwissenschaft in der DDR nicht existierte, bestanden einige Wissenschaftler im 
Osten auf dem Gegenteil.21 
In seinem Bericht empfahl der Wissenschaftsrat, zwei neue Gremien einzurich-
ten, die die Umsetzung der Reform unterstützen sollten: in jedem Land eine, nur 
mit Wissenschaftlern besetzte, Landeshochschulstrukturkommission22, um dem 
»Mandat« des Wissenschaftsrats »Substanz« zu verleihen,23 und die fachspezi-
fischen Struktur- und Berufungskommissionen, die in den verschiedenen Univer-
sitäten eingerichtet wurden, um »den alten Schutt auszukehren« und neue Hoch-
schullehrer auszuwählen und zu berufen.24 Die quantitative Zusammensetzung 
dieser Kommissionen wurde hinsichtlich der Ost- und Westwissenschaftler von 
jedem Land selbst bestimmt. In Berlin zum Beispiel schufen das Ergänzungsge-
setz vom 18. 7. 199125 und das Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) vom 
13. 1. 199126 eine eigene gesetzliche Grundlage. 
Die Bedeutung dieser Kommissionen respektive ihrer Zusammensetzung er-
gibt sich nicht nur aus der Macht der Mitglieder, die künftigen Schwerpunkte der 
einzelnen Fakultäten zu bestimmen, sondern sie resultiert auch aus ihrer Macht, 
die Kandidaten auszuwählen, um diese Positionen auszufüllen. 
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Die Verlierer: Frauen 
Die Umstrukturierung des Hochschulsystems in der früheren DDR bedeutete, daß 
es sowohl Gewinner als Verlierer gab. »Die Gewinner sind die Westdeutschen«, 
sagte der frühere Präsident der FU Berlin, Eberhard Lämmert.27 Viele Ostdeutsche 
gehörten zu den Verlierern.28 Wissenschaftlerinnen jedoch wurden unverhältnis-
mäßig stärker benachteiligt als ihre männlichen Kollegen. Wenn man die Anzahl 
der Frauen, die im Abwicklungsprozeß ihre akademischen Stellen verloren haben 
oder dabei sind, sie zu verlieren, mit den wenigen Frauen vergleicht, die für neue 
Positionen in Betracht gezogen werden, dann springt ins Auge, daß die ostdeutsche 
Hochschullandschaft eine männliche Domäne bleibt. Deutlich wird dies sowohl 
auf der Hochschullehrerebene als auch auf der Ebene des Mittelbaus. 
Der Grund, warum Frauen am stärksten von der Umstrukturierung der Sozial-
wissenschaften betroffen sind, liegt teilweise in der geschlechtsspezifischen Vor-
eingenommenheit des früheren ostdeutschen Systems. Während 1989 8,8% Hoch-
schullehrerinnen in den Sozialwissenschaften an ostdeutschen Universitäten 
unterrichteten, hatten nur 1,7% Frauen solche Stellen in der Mathematik/in den 
Naturwissenschaften inne.29 Da nur die Gesellschafts- und Sozialwissenschaften 
aufgelöst wurden, verlor eine größere Anzahl von Frauen ihre Positionen, weil sie 
in diesen »typisch weiblichen« Fächern stärker vertreten waren. Daß sie aufgrund 
der Abwicklung ihre Stellen verloren, ist aber nur die eine Seite der Medaille. Die 
andere Seite sind die Bewerbungs- und Berufungsverfahren für die neu zu grün-
denden Institute. Die Struktur- und Berufungskommissionen, die für die Einstel-
lung der Professoren verantwortlich sind, haben überdurchschnittlich oft männli-
che Wissenschaftler ausgewählt, um die höchsten Positionen zu besetzen. 
Beispielsweise wurden an der Humboldt-Universität in Ostberlin 54 Eckprofes-
suren (C-4) ausgeschrieben, um die neuen Institute für Philosophie, Geschichte, 
Jura, Ökonomie, Erziehungswissenschaft und Soziologie/Politische Wissenschaft 
auszustatten. Nur vier Frauen unter den angenommenen Neuberufungen sind 
eingestellt worden (zwei in Erziehungswissenschaft, eine in Jura und eine in 
Geschichte), vorher hatten 15 Frauen in diesen nun »abgewickelten« Instituten 
Lebenszeitprofessuren inne.30 Für die sieben Eckprofessuren in Soziologie/Poli-
tikwissenschaft war keine Frau »qualifiziert«, obwohl 11,3% der insgesamt 400 
Bewerbungen von Frauen kamen.3 Eine ostdeutsche Soziologin, Hildegard Maria 
Nickel, wurde auf der niedrigeren C-3-Ebene eingestellt. Wenn auch die Einstel-
lungsverfahren an den ostdeutschen Universitäten und Fachhochschulen noch im 
Gange sind und einige Frauen vielleicht noch die Chance haben, auf C-3- und 
C-2-Professuren zu gelangen, bleibt, daß sogenannte Eckprofessuren alle an 
(westdeutsche) Männer vergeben worden sind. Im Januar 1993 hatte die Hum-
boldt-Universität insgesamt 273 Rufe erteilt (197 C-4-Professuren, 76 C-3-Pro-
fessuren). Unter den Neueinstellungen waren auf der C-4-Ebene 11 Frauen, auf 
der C-3-Ebene 17 Frauen. Der Anteil der C-4-Frauen schrumpfte auf 5,6%. Es ist 
zu erwarten, daß er nach Abschluß der Berufungen auf 3 - 4 % fallen wird.32 
Auf der Ebene des Mittelbaus ist die Situation nicht anders, vielleicht sogar 
noch schlimmer. Im Hochschulsystem der DDR waren Frauen viel stärker im 
Mittelbau auf Dauerstellen konzentriert als auf Hochschullehrerebene (jeweils 35 
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zu 9%). Frauen konzentrierten sich aber auch in einzelnen Disziplinen mehr als 
in anderen. In Mathematik/Naturwissenschaften hatten nur 21,9% der Frauen 
Dauerforschungsstellen. Im Gegensatz dazu betrug ihr Anteil in den Sozialwis-
senschaften 52,8 %.33 Nach Petruschka, der Frauenbeauftragten an der Humboldt-
Universität, soll der gesamte Mittelbau an der Humboldt-Universität innerhalb von 
zwei Jahren um 60% und innerhalb von fünf Jahren um 80% reduziert werden.34 
Aufgrund der besonderen geschlechtlichen Segregation in der früheren DDR 
werden Frauen doppelt bestraft. Sowohl Professorinnen als auch Wissenschaftle-
rinnen im Mittelbau hatten im alten DDR-System weniger Chancen, im Bereich 
der Naturwissenschaften eingestellt zu werden. Diese Frauen werden, weil sie 
damals in den Sozialwissenschaften konzentriert waren, nun wahrscheinlich eher 
ihre Positionen verlieren und haben weniger Möglichkeiten, in das neugegründete 
Hochschulsystem übernommen zu werden. Das Problem verschärft sich für Frau-
en durch demographische Faktoren. Viele Frauen haben Kinder, denn in der DDR 
waren sie ermutigt worden, Karriere und Mutterschaft miteinander zu verbinden, 
nicht zuletzt durch Bereitstellung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten.35 75 % der 
Wissenschaftlerinnen hatten Kinder, und 19% davon waren alleinerziehende Müt-
ter.36 Seit der Vereinigung ist die Sozialpolitik der alten DDR mit dem Resultat 
gekürzt worden, daß viele Kindertagesstätten geschlossen worden sind. Die daraus 
resultierende Zunahme der Versorgungskosten hat die Flexibilität aller erwerbstä-
tigen Frauen in Ostdeutschland schwerwiegend eingeschränkt. Nicht einmal er-
wähnt wurde im Einigungsvertrag der vieldiskutierte und geschätzte »Katalog der 
Sozialrechte«, der Frauen ein verfassungsmäßiges Recht auf soziale Sicherheit 
verliehen hätte, das Teil der früheren DDR gewesen war.37 
Im vereinigten Deutschland sind junge Frauen mit der zunehmenden Verant-
wortung und mit den steigenden Kosten für die Kindererziehung belastet, ältere 
Frauen aber werden aufgrund ihres Alters diskriminiert. Hildebrandt weist darauf 
hin, daß das Durchschnittsalter von Dozentinnen 50 und von Oberassistentinnen 
45 Jahre beträgt.38 Der Einigungsvertrag vereinbart, daß Frauen (und Männer) 
über 55 vom Vorruhestand Gebrauch machen können. Sie haben also keine andere 
Wahl, als den Vorruhestand zu akzeptieren, da es für eine Person über 55 tatsäch-
lich keine Chance gibt, noch einmal eingestellt zu werden. Dies bedeutet, daß sie 
die Vorruhestandsregelung akzeptieren müssen, die für westdeutsche Frauen erst 
ab 63 (für Männer ab 65) gilt. Die finanzielle Abfindung ist dennoch viel niedriger 
als die, die man in Westdeutschland erhält. Zudem sind sogar Frauen unter 55 
Jahren von dem Veränderungsprozeß betroffen. Die Anstellungsmöglichkeiten 
sind auch für Frauen im Alter zwischen 45 und 54 begrenzt, es sei denn, sie sind 
international bekannt. Der Einigungsvertrag hat eine Altersübergangsregelung 
geschaffen,39 die eine Abfindung für diejenigen Altersgruppen vorsieht, die zu 
jung sind, um in Rente zu gehen, aber schon zu alt, um noch einmal angestellt zu 
werden. Viele Frauen akzeptieren resigniert diese Abfindung.40 Obwohl das Ge-
setz in gleicher Weise für Frauen und Männer gilt, kann allein die bloße Tatsache, 
daß männliche Wissenschaftler ohne Ausnahme mit den angesehenen Forschungs-
projekten der alten DDR in Verbindung standen,41 diesen helfen, trotz ihres Alters 
von den neuen Institutionen übernommen zu werden. 
Der soziale und ökonomische Abstieg, ganz zu schweigen von den psycholo-
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gischen Kosten, ist für viele Wissenschaftlerinnen der ehemaligen DDR vorpro-
grammiert. Die Frage, die ich im weiteren diskutieren möchte, ist, ob der Aus-
schluß der Frauen aus den akademischen Institutionen ein reiner »Zufall« ist oder 
ob es spezifische Mechanismen gibt, die diesen Prozeß begünstigt haben. 
War es Zufall oder »weibliche Inkompetenz« ? 
Es war keines von beiden. Für einen Zufall waren die geschlechtsspezifisch 
segmentierten Einstellungsmuster auf der C-4-Ebene der Professuren zu systema-
tisch. Aufgrund der Existenz und der tatsächlichen Zunahme von Frauen sowohl 
mit Habilitation im Westen als auch mit B-Promotion im Osten in den letzten zehn 
Jahren fällt weibliche Imkompetenz als Erklärungsmöglichkeit weg.42 Zudem 
wird das Argument, daß die Zahl der qualifizierten Frauen zwar steige, diese sich 
aber auf einige wenige Felder konzentrierten (z.B. Frauenstudien, Sozialpolitik, 
Familienstudien) und daß sie wahrscheinlich weniger in die traditionellen »männ-
lichen Domänen«43 hineingingen, von den vorhandenen Daten nicht gestützt.44 
Sogar Bewerberinnen, die sich sehr wohl in den traditionellen »männlichen Do-
mänen« spezialisierten, wurden nicht zu Bewerbungsgesprächen eingeladen 45 
Auch gibt es keine hinlänglichen Beweise für das Argument, Frauen hätten sich 
nicht auf die ausgeschriebenen Stellen beworben46 oder sie hätten es versäumt, 
sich gleichzeitig auf mehrere der in den unterschiedlichen Disziplinen ausge-
schriebenen Stellen zu bewerben. 
Wenn diese oft zitierten Argumente nicht überzeugend erklären können, warum 
weder ostdeutsche noch westdeutsche Wissenschaftlerinnen für Universitätsposi-
tionen ausgewählt wurden, stehen wir also weiterhin vor einem Rätsel. Mir 
scheint, daß es nicht nur eine Erklärung für das geschlechtsspezifische Ergebnis 
der Abwicklung gibt. Statt dessen vermute ich, daß verschiedene Faktoren zusam-
men zu diesem Resultat führten. Zuerst einmal ist es der konservative politische 
Kontext, in dem die Abwicklung stattfand. Zweitens sind es die strukturel-
len Unterschiede für Männer und Frauen im Hochschulsystem in beiden Teilen 
Deutschlands sowie die Existenz einer gleichgesinnten »homosozialen Welt«, die 
für das deutsche akademische Milieu typisch ist. Der politische Kontext der 
Vereinigung ist wichtig, weil die spezifischen politischen Strategien, die für die 
Vereinigung gewählt wurden, den Stempel des Konservatismus tragen. Zum Zeit-
punkt einer politischen Transformation am Steuer zu sitzen bedeutet Macht: die 
Macht, den offiziellen Diskurs zu bestimmen, und die Macht, die daraus resultie-
renden Maßnahmen auf der Basis eines so hergestellten Diskurses zu rechtferti-
gen. Die massiven Angriffe auf alle Aspekte der ostdeutschen Gesellschaft müssen 
in diesem Licht verstanden werden. Indem sie das Recht auf eine unabhängige 
ostdeutsche »Geschichte« verneinten, schufen westdeutsche Konservative in der 
Abwesenheit anderer Diskurse einen Raum, den sie selbst ausfüllen konnten. 
Trotz der wachsenden Debatten in den 80er Jahren, in denen Geschlechterbe-
ziehungen, Ausländerfeindlichkeit, Arbeit und Arbeitslosigkeit sowie ökologische 
Fragen öffentlich thematisiert und problematisiert wurden, griffen die Konserva-
tiven auf den bestehenden gesetzlichen Rahmen zurück, um den Osten zu »kolo-
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nisieren«. Bestärkt wurden sie darin durch ihren Triumph über den Sozialismus 
und durch die nachhallende Niederlage der SPD und der neuen sozialen Bewe-
gungen (Bündnis 90/Grüne) bei der Wahl für die ostdeutsche Volkskammer am 
18. 3. 1990.47 Die Bemühungen um partizipatorische Verfassungspläne und ent-
sprechende Entwürfe im Gefolge des November 1989 wurden zunichte gemacht, 
weil die Konservativen sich entschlossen, nicht das Risiko eines konstitutionellen 
Vertrages zwischen den beiden deutschen Staaten einzugehen, sondern einzelne 
Teile von Ostdeutschland in das existierende Territorium zu integrieren.48 
Für Frauen bedeutet dies, daß das konservative »Statuserhaltungsmodell«49 
ihre Arbeitsmarktchancen bestimmte. Das dualistische deutsche Modell, das auf 
einer Arbeitsteilung basiert, die Männern ausdrücklich die produktiveren und 
mobileren Gehaltsklassen und Frauen die statische private Sphäre der Hausarbeit 
zuweist,50 »zwang« ostdeutsche Frauen sehr schnell in einen abhängigen Status. 
Der Grund hierfür liegt in der westdeutschen Sozialpolitik, die Frauen ermutigt, 
nicht erwerbstätig zu sein. Durch Steuerpolitik, Erziehungspolitik, Arbeitsmarkt-
segmentation und die fehlenden Möglichkeiten der Kinderversorgung wird dies 
erreicht51 Ermutigt durch diese hochdifferenzierte und inflexible westdeutsche 
Sozialstruktur und aus Angst um ihre eigenen Positionen, verlangten viele ostdeut-
sche Männer von den Frauen, ihre Jobs freiwillig aufzugeben und in die Familie 
zurückzukehren.52 Solche Forderungen lösten unter ostdeutschen Feministinnen 
Schrecken aus, aber bei vielen (westdeutschen) Männern fielen sie, je nach poli-
tischer Orientierung, auf fruchtbaren Boden. 
Die Konservativen aber sorgten nicht nur für die strukturellen Rahmenbedin-
gungen, um die Übertragung des westdeutschen Modells auf das Gebiet der alten 
DDR abzusichern. Die Konrad-Adenauer-Stiftung finanzierte en masse westdeut-
sche Professuren (männlich) für die Lehre, und zwar nicht in den Naturwissen-
schaften, sondern an den sozial- und gesellschaftswissenschaftlichen Instituten des 
Ostens, um sicherzugehen, daß der Umstrukturierungsprozeß nicht in »liberale« 
Hände fiel.53 Angesichts des Zeitdrucks und des tatsächlichen Zusammenbruchs 
des ostdeutschen Staates saßen diese Männer gemeinsam mit den konservativen 
Ministern auf Länderebene an den »Schalthebeln der Geschichte«, um die Um-
setzung einer konservativen Strategie der Umstrukturierung des Hochschulsy-
stems zu kontrollieren. 
Der »institutionalisierte Überheblichkeitskomplex«54 bildete aber nur einen 
Faktor bei der Verbannung der Dozentinnen aus den Vorlesungssälen der Hoch-
schule. Die tiefverwurzelte Diskriminierung von Frauen innerhalb der bestehen-
den Strukturen des Hochschulsystems auf beiden Seiten der »Mauer« legte jegli-
che progressive Strategie lahm. Die institutionellen und organisatorischen 
Strukturen der alten DDR hatten ihren Widerpart im Westen gefunden: Je ange-
sehener die Stellen, desto weniger Frauen sind vorhanden.55 Ostdeutsche Männer, 
die um ihre akademischen Positionen bangten, bildeten nur allzugerne »Seilschaf-
ten« mit ihren westlichen Kollegen. Diese »Wendehälse«, die vor dem November 
1989 ihr Bestes getan haben, um die prestigereichsten Stellen und Forschungspro-
jekte für sich selber zu sichern, stellten fest, daß es im Westen nicht anders zuging. 
Das Aufeinandertreffen von zwei Hochschulsystemen mit geschlechtsspezi-
fischen Vorurteilen verstärkte sich gegenseitig. Weder befinden sich Frauen aus 
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dem Osten noch aus dem Westen (abgesehen von einer verschwindend kleinen 
Zahl) in den strategisch wichtigen Landeshochschulstrukturkommissionen. In 
Berlin besteht die Kommission aus 19 Männern und einer Frau, obwohl hier am 
31. Dezember 1990 ein Antidiskriminierungsgesetz durch die Koalitionsregierung 
von SPD und Grünen erlassen wurde, um mit gesetzlichen Mitteln die Gleichstel-
lung von Frauen in der öffentlichen Verwaltung und in anderen öffentlichen 
Institutionen zu fördern.56 Da sich in diesen Kommissionen kaum Wissenschaft-
lerinnen befinden, kommt es auch auf der dahinterliegenden Ebene, in den Struk-
tur- und Berufungskommissionen, zu keinem besseren Ergebnis, im Gegenteil, 
denn die Mitglieder der Hochschulstrukturkommissionen empfehlen dem Wissen-
schaftsminister die Mitglieder der Struktur- und Berufiingskommissionen. Die 
Resultate an der Humboldt-Universität sind dementsprechend: In drei Kommis-
sionen (Erziehung, Ökonomie, Philosophie) sitzt keine einzige Frau, in zweien 
(Jura und Sozialwissenschaft) sitzen je eine ostdeutsche Wissenschaftlerin und in 
einer Kommission (Geschichte) sitzen zwei Frauen.57 
Der Ausschluß von Frauen aus diesen wichtigen Positionen der Entscheidungs-
findung bedeutete für engagierte Frauen eine schwerwiegende Informationslücke. 
Erst nachdem die Bewerbungsgespräche an der Humboldt-Universität für die 
neuen Professuren schon begonnen hatten, wurde verschiedenen Professorinnen 
an der Freien Universität Berlin im Juni 199058 klar, daß die Verfahren schon im 
Gange waren und daß das LADG verletzt wurde. Keiner der Artikel des LADG 
war berücksichtigt worden.59 Das LADG verlangt, daß bei der Zusammensetzung 
der Kommissionen Frauen und Männer gleich vertreten sind; daß Stellen öffent-
lich ausgeschrieben werden müssen und, falls sich eine ungenügende Anzahl von 
Frauen bewirbt, die Ausschreibung wiederholt werden muß; daß in Bereichen, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind, alle Kandidatinnen oder zumindest ebenso 
viele weibliche wie männliche Kandidaten zum Hearing eingeladen werden müs-
sen; und schließlich, daß Frauen bei der Berufung zu bevorzugen sind, sofern ihre 
Qualifikationen denen der männlichen Kandidaten entsprechen. Dieses gilt so 
lange, bis Frauen einen Anteil von 50% im jeweiligen Berufsbereich oder in dem 
jeweiligen Bereich der Institution erreicht haben.6" Trotz der Proteste gegenüber 
dem Senat von Berlin und einer breiten Medienkampagne, die den Skandal öf-
fentlich machte, war die Antwort gleich Null. Weder eines der Kommissionsmit-
glieder noch der Senator für Wissenschaft in Berlin sahen irgendwelche Ungesetz-
lichkeiten in den Berufungsverfahren zu den C-4-Professuren. 
Wenn die Lage für Frauen in Ländern, die auf dem Papier ein Antidiskriminie-
rungsgesetz haben, schon trostlos ist, dann ist es in den »Provinzen« noch aus-
sichtsloser, in denen nicht einmal Gesetze existieren, die die paritätische Vertre-
tung von Frauen einklagbar machen. 
Wie ist es möglich, daß die deutsche Hochschullehrerschaft selbstzufrieden 
und ohne eine öffentliche Verurteilung fürchten zu müssen weiterhin behauptet, 
daß es das Fehlen qualifizierter Frauen ist, das ihren Zugang zu Positionen aka-
demischer Macht verhindert? Ihre Verlautbarungen, die mit solcher Vehemenz und 
»ehrlicher« Überzeugung vorgetragen werden, müssen im historischen Kontext 
der deutschen Universität verstanden werden. Historisch ist es Frauen an deut-
schen Universitäten schlecht gegangen. Die späte Hochschulzulassung (1900ff.), 
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die noch spätere Verleihung des Habilitationsrechts an Frauen (1923) und die 
NS-Hochschulpolitik der dreißiger Jahre haben langfristig die Karrieremöglich-
keiten von Frauen in den Hochschulen der BRD im Vergleich zu denen anderer 
westeuropäischer und nordamerikanischer Länder auch nach dem Weltkrieg sehr 
eingeschränkt. Die negative Einstellung des männlichen Hochschulpersonals wird 
eindrücklich durch die Anger-Studie von 1960 belegt.61 
Die auf das Geschlecht bezogene einseitige Entwicklung der deutschen Uni-
versität brachte mit der Zeit eine »homosoziale Welt«62 mit ihren eigenen Geset-
zen und Normen, mit einem eigenen Verhalten und sogar einer eigenen Sprache 
hervor. Diese festgelegten Normen werden durch besondere Formen der Kommu-
nikation, des Sprachstils und der Verhaltensregeln unter den Mitgliedern dieser 
»homosozialen Welt« vermittelt. Gemeinsam repräsentieren diese Konstruktionen 
einen akademischen »Habitus«, der sich über Jahrhunderte hindurch zwischen 
geschlechtlich gleichgesinnten Individuen entwickelte. Es handelt sich um einen 
»Habitus«, der »Männlichkeit als System« repräsentiert.63 Männliche Standards 
sind die Norm, während weibliche Qualitäten von vornherein als inferior klassi-
fiziert werden. »Männlichkeit« und »Weiblichkeit« sind dennoch keine biologi-
schen Kategorien. Sie werden vielmehr als symbolische Konstrukte benutzt, um 
hierarchische Beziehungen zu konstruieren. Frauen werden als die Andere, die 
Fremde wahrgenommen, als Eindringlinge in eine Welt, die nach Regeln funktio-
niert, die nur diejenigen kennen, die dazugehören. Die Ungleichheit der Ge-
schlechter ist in dieser »homosozialen Welt« also nicht nur ein isoliertes Phäno-
men, sondern stellt das zentrale Element des gesamten Systems dar.64 
Nur wenige Frauen werden in diese »homosoziale Welt« der Universität ein-
geführt. Es gibt in der Wissenschaft ein breites Spektrum von Frauen und Posi-
tionen, die sie einnehmen; die Skala kann von der frauenbewegten, engagierten 
Wissenschaftlerin bis zur »Alibifrau« reichen.65 Das kann bedeuten, daß sie eine 
doppelte Funktion haben: Einerseits können männliche Wissenschaftler legitimer-
weise behaupten, daß die Universität für Frauen nicht versperrt ist. Andererseits 
legitimieren sie den Ausschluß feministisch gesinnter Frauen. Männer müssen 
angesichts dieser Einteilung erst gar nicht in Erscheinung treten, um die Quotie-
rung abzulehnen. 
Anstatt die geschlechtsspezifische Diskriminierung als strukturelles Problem 
der deutschen Wissenschaft zu problematisieren, weisen sie Kritik als individuel-
les Problem zurück und/oder verbünden sich mit männlichen Kollegen. 
Schlußfolgerung 
Es ist nicht schwierig, diese Ergebnisse auf das gegenwärtige System der »Ab-
wicklung« zu übertragen und damit das besondere geschlechtsspezifische Ergeb-
nis sowohl des Abwicklungsprozesses als auch den Aufbau eines neuen Systems 
von Hochschulinstitutionen in Ostdeutschland zu begreifen. Angesichts der weni-
gen gutbezahlten Stellen,66 des konservativen Kontextes, in dem die universitäre 
Umstrukturierung stattfand, der strukturellen geschlechtlichen Segmentation, die 
in universitären Iastitutionen beider deutschen Staaten existierte, und schließlich 
angesichts der »homosozialen« Umwelt einer stark am Status orientierten Profes-
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sion muß man nicht auf eine Verschwörungstheorie zurückgreifen, um zu erklären, 
warum es Wissenschaftlerinnen auf beiden Seiten der »Grenze« bei der Wieder-
beschäftigung und/oder Neuanstellung im neuen ostdeutschen Universitätssystem 
so schlecht ergangen ist. Dieses konservativ geprägte System mit seinen struktu-
rellen Ausgrenzungsmechanismen gegenüber Frauen wird den Rahmen des intel-
lektuellen Terrains deutscher Studenten und Studentinnen weit über das Jahr 2000 
hinaus bestimmen. Werden dieselben Kräfte, übermütig geworden durch ihren 
Erfolg im Osten, dieses Experiment im Westen wiederholen? Es beweist ja doch: 
»Old men never die!« 
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